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STELLUNGNAHME DES MARKENVERBANDES ZUM 

ENTWURF DER BUNDESREGIERUNG FÜR EIN GESETZ ZUR ANPASSUNG 

DES VERPACKUNGSRECHTS UND ANDERER RECHTSBEREICHE AN DIE 

VERORDNUNG (EU) 2025/40 

 

 

Die Markenwirtschaft steht in Deutschland für einen Markenumsatz in Höhe von 
1 Billion Euro und mehr als 5 Millionen Arbeitsplätze. Der 1903 in Berlin 
gegründete Markenverband ist die Spitzenorganisation der deutschen 
Markenwirtschaft und mit seinen rund 300 Mitgliedern der größte Verband 
dieser Art in Europa. Mitglied sind sowohl mittelständische, familiengeführte als 
auch internationale Unternehmen aus vielfältigen Branchen – insbesondere aus 
der Nahrungs- und Genussmittel- sowie der Gebrauchsgüterbranche. Darunter 
finden sich führende Marken wie Abus, Beiersdorf, Hugo Boss, Coca-Cola, 
Gardena, Haribo, Henkel, Hochland, Kärcher, Melitta, Merz Consumer Care, 
Miele, Nestlé, Procter & Gamble, Ritter Sport, Rotkäppchen-Mumm, Unilever, 
Vileda und viele weitere renommierte Firmen. 

 

Der Markenverband ist registrierter Interessenvertreter bei der EU‐Kommission 
(Nr. 2157421414‐31) und beim Deutschen Bundestag (R000805). 
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I. Vorbemerkung 

Für den Markenverband sind Produktverantwortung, Kreislaufwirtschaft und 
Ressourcenschutz seit jeher wichtige Ziele. Die von uns vertretenen 
Unternehmen fungieren als treibende Kraft beim Übergang zu einer sauberen, 
zirkulären und klimaneutralen Wirtschaft. In diesem Kontext gilt es zu beachten, 
dass nur gleiche Rahmenbedingungen in der EU einen florierenden 
Wirtschaftsraum schaffen, in dem sich Unternehmen mit Rechtssicherheit und 
ohne übermäßigen Aufwand im ganzen Binnenmarkt engagieren können. Auch 
das VerpackDG sollte aus diesem Grund keine nationalen Hürden zu Lasten der 
in Deutschland tätigen Unternehmen aufbauen.  

Zudem sind wir der Überzeugung, dass marktwirtschaftliche Anreize und 
Verbraucheraufklärung das Mittel der Wahl sind, um Kreislaufwirtschaft und 
Ressourcenschutz schnell und effizient weiter voranzubringen. Aus diesem 
Grund begrüßen wir sehr, dass der Regierungsentwurf von der im 
Referentenentwurf geplanten Einführung einer Organisation für Reduzierungs- 
und Präventionsmaßnahmen absieht. Darüber hinaus ist es aus unserer Sicht 
wichtig, dass die richtigen politischen Rahmenbedingungen geschaffen 
werden, die Innovation für Ressourcenschutz und Kreislaufwirtschaft wie zum 
Beispiel Recyclingfähigkeit und Rezyklateinsatz honorieren. Gerade auf diesen 
Gebieten forscht und arbeitet die Markenartikelindustrie mit großem Einsatz. 
Zum anderen sind wir der Überzeugung, dass es ohne eine breite 
Verbraucheraufklärung zum Thema Mülltrennung weiterhin wenig Fortschritt 
geben wird. Aus diesem Grund plädieren wir dafür, dass der Bund im Rahmen 
seiner Kompetenzen zu einer weiteren Aufklärung beiträgt. 

 

II. Im Detail nehmen wir zu dem Gesetzesentwurf der 
Bundesregierung (VerpackDG- E) wie folgt Stellung:  

1. § 19 VerpackDG-E 

Im Rahmen von § 19 Absatz 3 VerpackDG und den damit verbundenen 
Vorgaben für die zu erbringende Sicherheitsleistung bitten wir, die 
Werthaltigkeit der von dieser Regelung betroffenen Abfälle noch stärker in den 
Fokus zu rücken. Ziel muss sein, dass ein tatsächlicher Zahlungsstrom der 
Hersteller an die Zentrale Stelle Verpackungsregister zugunsten eines 
vollautomatisierten Zulassungsverfahrens hinfällig wird.   
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2. § 22 VerpackDG-E 

Im Rahmen von § 22 Absatz 3 VerpackDG und den damit verbundenen 
Vorgaben für die zu erbringende Sicherheitsleistung bitten wir, die 
Werthaltigkeit der von dieser Regelung betroffenen Abfälle noch stärker in den 
Fokus zu rücken. Ziel muss sein, dass ein tatsächlicher Zahlungsstrom der 
sonstigen Organisationen für die Herstellerverantwortung an die Zentrale Stelle 
Verpackungsregister zugunsten eines vollautomatisierten Zulassungs-
verfahrens hinfällig wird. Nur so kann es gelingen, den derzeitigen Status quo 
tatsächlich abzubilden. 

3. § 26 VerpackDG-E 

Wesentliches Ziel von § 21 VerpackG seit dessen Einführung im Jahr 2017 ist 
es, Herstellern Anreize zu geben, bereits bei der Gestaltung und Herstellung 
von Verpackungen die Umweltauswirkungen dieser Verpackungen über deren 
gesamten Lebensweg und insbesondere auch bei der späteren Entsorgung zu 
berücksichtigen (vgl. BT-Drs. 18/11274 S. 107). Eine Lenkungswirkung entsteht 
durch diese Regelung in der Praxis derzeit jedoch nicht. Aus diesem Grund 
haben CDU/CSU und SPD in ihrem Koalitionsvertrag in Zeile 1220 vereinbart, 
§ 21 VerpackG zu reformieren.  

Auch die Markenartikelwirtschaft hält ein bloßes Fortführen des jetzigen 
§ 21 VerpackG – zur besseren Verständlichkeit sprachlich angepasst – für nicht 
zielführend. Vielmehr bedarf es aus unserer Sicht einer möglichst raschen und 
unbürokratischen Weiterentwicklung der bisherigen Regelung hin zu 
transparenten und in der Praxis funktionierenden wirtschaftlichen Anreizen. 
Dies ist ein wichtiger Hebel, um die Kreislaufwirtschaft in Deutschland weiter 
voranzubringen. Dabei muss ein novellierter § 21 VerpackG mit Artikel 6 PPWR 
kompatibel sein, ohne diese Vorgaben de facto vollumfänglich vorweg-
zunehmen. Das bedeutet: Betroffene Unternehmen müssen auf ihrem bereits 
eingeschlagenen Weg hin zu einer besseren Recyclingfähigkeit ihrer 
Verpackungen bestärkt werden, ohne dass sie dabei mit Blick auf die PPWR 
einen doppelten Umstellungsaufwand haben. Sind diese Prämissen erfüllt, hat 
diese Novellierung auf nationaler Ebene gute Chancen, Blaupause für eine 
europäische Konkretisierung von Artikel 6 PPWR zu werden.  

Gerne bringt sich die deutsche Markenartikelwirtschaft in diesem Sinne bei der 
weiteren notwendigen Ausarbeitung eines konkreten Modulierungsansatzes 
ein.  
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4. § 44 VerpackDG-E  

Das derzeit geltende Verpackungsgesetz geht in § 1 Absatz 3 Satz 3 VerpackG 
mit einer Quote von mindestens 70 Prozent für in Mehrweggetränke-
verpackungen abgefüllten Getränken über die Zielvorgaben der PPWR in Höhe 
von 40 Prozent hinaus. Dennoch schlägt die Bundesregierung vor, in 
§ 44 Satz 2 VerpackDG diese 70 Prozent-Quote ohne wissenschaftliche 
Begründung fortzuschreiben. 

Dies lehnen wir ab und fordern die Anpassung dieser Vorgabe an die PPWR. 

5. § 59 VerpackDG-E 

Der Markenverband begrüßt, dass die Bundesregierung nicht an der im 
Referentenentwurf vorgeschlagenen Organisation für Reduzierungs- und 
Präventionsmaßnahmen festhält. § 59 VerpackDG-E stellt nun eine 
unbürokratischere und weniger kostenintensive Lösung dar, die die 
Eigeninitiative der Wirtschaft in den Fokus rückt. 

Jedoch sieht Artikel § 59 Absatz 3 VerpackDG-E eine Dokumentationspflicht 
und eine Vorlagepflicht gegenüber den zuständigen Landesbehörden auf deren 
Verlangen hin vor. Unseres Erachtens gibt es im Zusammenhang mit diesem 
Regelungsvorschlag noch immer Vereinfachungspotential. 

Aus diesem Grund schlagen wir vor, dass diese Ausgaben im Rahmen der 
ohnehin stattfindenden Jahresabschlussprüfung geprüft werden. Dies würde 
zudem die in § 66 Absatz 1 Ziffer 27 i.V.m. Absatz 3 extrem hohe Geldbuße in 
Höhe von 100.000 Euro überflüssig machen. 

6. § 66 Absatz 1 Ziffer 27 i.V.m. Absatz 3 

§ 66 Absatz 1 Ziffer 27 i.V.m. Absatz 3 belegt einen Verstoß gegen die in 
§ 59 Absatz 3 VerpackDG geregelte Vorlagepflicht mit einem Bußgeld von bis 
zu 100.000 Euro während Verstöße gegen viele andere Vorgaben aus dem 
VepackDG lediglich mit einem Bußgeldmit bis zu 10.000 Euro belegt werden. 
§ 66 Absatz 1 Ziffer 27 i.V.m. Absatz 3 ist insofern nicht verhältnismäßig und 
sollte geändert werden.  

  



 
 

Stellungnahme des Markenverbandes zum Regierungsentwurf des VerpackDG 
5 

7. Sonstiges: 

Des Weiteren möchten wir an dieser Stelle folgenden inhaltlichen Punkt 
anmerken: Der in der PPWR vorgezeichnete Entsorgungsweg der 
Bioabfallbehandlung für durchlässige Tee- und Kaffeebeutel sowie 
aufweichende Einzelportionseinheiten ("soft after use") ist im VerpackDG 
verbindlich festzuschreiben. Dies ist jetzt erforderlich, da die PPWR diese 
Produkte einerseits als Verpackung definiert, andererseits deren 
Kompostierbarkeit vorgibt. Nur durch eine gesetzliche Vorgabe des 
Entsorgungswegs…  

...bleibt die bisherige bewährte Rechtslage erhalten;  

...bleibt die bisherige Praxis der Entsorgung über die Biotonne gewährleistet;  

...wird sichergestellt, dass Teesatz und Kaffeesatz weiterhin kompostiert 
werden und nicht zweckfremd in der gelben Tonne oder in anderen als der 
Biotonne landen. Die gesetzliche Klarstellung ist notwendig und erforderlich, da 
sonst diese Produkte nicht dem sinnvollsten Entsorgungsweg – der 
Bioabfallbehandlung – zugeführt werden. 

 

Berlin, 11.03.2026 

gez. Carola Wandrey 

 

Carola Wandrey 
Leiterin Umwelt/Nachhaltigkeit 
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